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§ 1 Allgemeine Bestimmungen  
 
Die folgenden Bedingungen liegen allen Vereinbarungen der GESELLSCHAFT 
für Beratungsleistungen zugrunde und gelten ausschließlich. Sie gelten auch für 
zukünftige Verträge, die Beratungsleistungen zum Gegenstand haben. 
Entgegenstehende oder von unseren Bedingungen abweichende Bedingungen 
des Kunden finden nur Anwendung, wenn über deren Geltung eine aus-
drückliche schriftliche Vereinbarung zustande gekommen ist.  
 
§ 2 Vertragsgegenstand, Leistungsumfang  
 
2.1. Die Beratung der GESELLSCHAFT dient der Unterstützung des Auftrag-
gebers bei seinen Aufgaben rund um das „Geschäftsprozessmanagement“. Ein 
wirtschaftlicher Erfolg ist nicht geschuldet.  
 
2.2. Erstreckt sich die Beratungsleistung auf eine Unterstützung des Auftrag-
gebers im Hinblick auf „abgeleitete Ziele“ (z.B. für die Erlangung einer 
Zertifizierung), so übernimmt die GESELLSCHAFT keine Gewähr für diese 
Zielerreichung (z.B. eine tatsächlich erfolgreiche Zertifizierung).  
 
2.3. Der Auftrag wird nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Berufs-
ausübung ausgeführt. Die GESELLSCHAFT ist berechtigt, sich zur Durchführung 
des Auftrags sachverständiger Personen und sonstiger Dritter zu bedienen. Die 
GESELLSCHAFT entscheidet nach eigenem Ermessen, welche Mitarbeiter für die 
Durchführung des Auftrags eingesetzt werden.  
 
§ 3 Schweigepflicht, Datenschutz und Virenschutz  
 
3.1. Die GESELLSCHAFT hat alle aufgrund der Erfüllung dieses Vertrags zur 
Kenntnis gelangten Informationen und Unterlagen des Auftraggebers vertrau-
lich zu behandeln und gegen Kenntnisnahme durch Unbefugte zu sichern; dies 
gilt auch über das Ende des Vertrags hinaus. Die GESELLSCHAFT hat seine 
Mitarbeiter zur Geheimhaltung zu verpflichten, und zwar auch für die Zeit nach 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses hinaus. Soweit die GESELLSCHAFT Dritte 
zur Erfüllung der Leistungen aus diesem Vertrag heranzieht, sind diese und 
etwaige Subunternehmer zur Einhaltung der in diesem Vertrag enthaltenen 
datenschutzrechtlichen Bestimmungen zu verpflichten.  
 
3.2. Die GESELLSCHAFT ist befugt, im Rahmen der Zweckbestimmung des Auf-
trags die anvertrauten personenbezogenen Daten unter Beachtung der Daten-
schutzbestimmungen zu verarbeiten oder durch Dritte verarbeiten zu lassen.  
 
3.3. Die GESELLSCHAFT verpflichtet sich, die zur Leistungserbringung verwen-
deten eigenen Datenträger vor dem Einsatz auf Datenverarbeitungsgeräten des 
Auftraggebers bzw. ihrer Kunden so zu überprüfen, dass diese Datenträger frei 
von mit Hilfe von Antivirenprogrammen identifizierbaren Computerviren sind. 
Zur Erfüllung dieser Verpflichtung wird die GESELLSCHAFT höchste Sorgfalt 
walten lassen und Antivirenprogramme auf dem aktuellen Stand der Technik 
einsetzen.  
 
§ 4 Mitwirkungspflicht des Auftraggebers  
 
4.1. Der Auftraggeber verpflichtet sich, der GESELLSCHAFT kostenlos jede er-
forderliche Unterstützung zu gewähren und insbesondere die im Rahmen des 
Vertragsgegenstandes benötigten Informationen zu liefern. Der Auftraggeber 
sorgt auf Wunsch der GESELLSCHAFT für angemessene Arbeitsmöglichkeiten 
am Projektort und verschafft der GESELLSCHAFT auch ohne besondere Anfor-
derung unverzüglich Kenntnis von allen Unterlagen, Vorgängen und 
Umständen, die für die Ausführung des Auftrags von Bedeutung sein können.  
 
4.2. Auf Verlangen der GESELLSCHAFT hat der Auftraggeber die Richtigkeit 
und Vollständigkeit der von ihm vorgelegten Unterlagen sowie seiner Auskünfte 
und mündlichen Erklärungen schriftlich zu bestätigen.  
 
§ 5 Vergütung  
 
5.1. Die vereinbarte Vergütung umfasst den vertraglich festgelegten Leistungs-
umfang. Nachträglich vereinbarte Zusatzleistungen sind gesondert zu vergüten. 
Sofern nicht ausdrücklich ein Festpreis vereinbart ist, richtet sich die Vergütung 
nach dem vereinbarten Zeithonorar. Die zugrunde liegende Zeitkalkulation stellt 
lediglich eine Schätzung dar, die ohne besondere Hinweispflicht bis zu 25 % 
überschritten werden kann. Erst bei einem darüber hinausgehendem Aufwand 
ist die GESELLSCHAFT verpflichtet, den Kunden auf den höheren Zeitbedarf 
aufmerksam zu machen.  
 
5.2. Die GESELLSCHAFT ist berechtigt, in angemessenen Zeitabständen 
Zwischenabrechnungen vorzunehmen. 

 
 
5.3. Alle Preise sind jeweils zzgl. der gesetzlichen Mehrwertsteuer.  
 
5.4. Der Auftraggeber kann nur mit solchen Forderungen aufrechnen, die ent-
weder rechtskräftig festgestellt oder durch die GESELLSCHAFT anerkannt 
worden sind.  
 
5.5. Ein Zurückbehaltungsrecht kann der Auftraggeber nur ausüben, wenn sein 
Gegenanspruch auf demselben Vertragsverhältnis beruht. 
 
5.6. Für vom Auftraggeber bei der GESELLSCHAFT „auf Abruf“ bestellte 
Dienstleistungen (z.B. Schulungen, Workshops, Beratungstage zur 
Unterstützung) gilt eine Abnahmeverpflichtung bis zum jeweiligen Jahresende. 
Die nicht in diesem sogenannten Erbringungszeitraum (bis Ende des aktuellen 
Kalenderjahres) realisierten Dienstleistungen werden von der GESELLSCHAFT 
dem Auftragsgeber zum Jahresende in Rechnung gestellt. 
 
§ 6 Leistungszeit  
 
Sofern die GESELLSCHAFT mit der Einhaltung eines verbindlichen Leistungs-
termins mehr als 2 Wochen schuldhaft in Verzug ist, kann der Kunde für die 
Zeit des Verzugs je vollendete Woche des Verzugs 0,5%, insgesamt jedoch 
höchstens 5%, des Werts der Leistung, als pauschalierten Schadensersatz ver-
langen. Damit sind sämtliche Schadensersatzansprüche aus Verzug abgegolten.  
 
§ 7 Sonstige Schadensersatzansprüche  
 
Sonstige Schadensersatzansprüche des Kunden, gleich aus welchem Rechts-
grund, insbesondere wegen Verletzung von Pflichten aus dem Schuldverhältnis 
und aus unerlaubter Handlung, sind ausgeschlossen. Dies gilt nicht, soweit 
zwingend gehaftet wird, beispielsweise nach dem Prod-HaftG, in Fällen des 
Vorsatzes, der groben Fahrlässigkeit, wegen der Verletzung des Lebens, des 
Körpers oder der Gesundheit, wegen ausdrücklicher vertraglicher Zusicherungen 
oder der Verletzung wesentlicher Vertragspflichten. Wesentliche Vertragspflicht-
en sind solche grundlegenden Pflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße 
Durchführung des Vertrages erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der Ver-
tragspartner regelmäßig vertrauen darf. Der Schadensersatz für die Verletzung 
wesentlicher Vertragspflichten ist jedoch auf den vertragstypischen, 
vorhersehbaren Schaden begrenzt, soweit nicht Vorsatz oder grobe Fahrlässig-
keit vorliegt oder wegen der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Ge-
sundheit oder wegen der Zusicherung der Abwesenheit eines Mangels gehaftet 
wird. Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Auftraggebers ist mit den 
vorstehenden Regelungen nicht verbunden.  
 
§ 8 Verjährung  
 
Die Ansprüche auf Schadensersatz verjähren in einem Jahr ab dem Zeitpunkt, in 
dem der Anspruch entstanden ist und der Kunde von den den Anspruch be-
gründenden Umständen Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit hätte 
erlangen können. Dies gilt nicht, wenn die Pflichtverletzung auf Vorsatz beruht. 
In diesem Fall gelten die gesetzlichen Verjährungsregelungen.  
 
§ 9 Änderungen und Ergänzungen  
 
Änderungen und Ergänzungen des Vertrages bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der 
Schriftform. Dies gilt auch für diese Schriftformklausel und den Verzicht auf das 
Schriftformerfordernis.  
 
§ 10 Rechtsordnung, Gerichtsstand  
 
10.1. Auf diesen Vertrag ist ausschließlich das Recht der Bundesrepublik 
Deutschland anzuwenden. Die Anwendung des UN-Übereinkommens über 
Verträge über den internationalen Warenkauf wird ausgeschlossen.  
 
10.2. Sofern der Kunde Vollkaufmann ist, ist der Geschäftssitz der GESELL-
SCHAFT ausschließlicher Gerichtsstand, es sei denn, ein anderer Gerichtsstand 
ist zwingend vorgeschrieben.  
 
§ 11 Salvatorische Klausel  
 
Sollte eine Bestimmung des Vertrages ganz oder teilweise unwirksam sein oder 
werden oder der Vertrag eine Lücke enthalten, so bleibt die Rechtswirksamkeit 
der übrigen Bestimmungen hiervon berührt. Anstelle der unwirksamen 
Bestimmung oder einer Lücke von den Vertragspartnern eine Regelung 
vereinbart werden, die dem gewünschten wirtschaftlichen Zweck der 
unwirksamen oder lückenhaften Bestimmung möglichst nahe kommt.  
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Datenschutzhinweise für Kunden/Vertragspartner gemäß der Europäischen 
Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) 

 
Die nachfolgende Information gibt Ihnen einen Überblick über die Verarbeitung 
Ihrer personenbezogenen Daten durch unser Unternehmen sowie die sich aus 
der DSGVO ergebenden Rechte für Sie.  
 
1. Verantwortliche Stelle der Datenverarbeitung und Datenschutzbeauftragter 
 
Verantwortlicher für die Datenverarbeitung ist („Unternehmen“, „wir“): 
intellior AG 
Zettachring 12 
70567 Stuttgart 
Deutschland 
Telefon: +49 (0) 711.68 68 93 – 0 
Telefax: +49 (0) 711.68 68 93 – 299 
E-Mail: info@intellior.ag 
 
Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie unter: 
Michael Weinmann 
Sielminger Hauptstr. 52/1 
70794 Filderstadt 
Tel.: +49 173-763 29 62 
E-Mail: michael.weinmann@dsb-office.de 
 
2. Art der Nutzung von personenbezogenen Daten 
 
Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir im Rahmen unserer 
Geschäftsbeziehung von Ihnen in Ihrer Funktion als Kunde/Vertragspartner 
bzw. als Vertreter/Bevollmächtigter/Ansprechpartner des Unternehmens 
erhalten, dass unser Kunde/Vertragspartner ist. In der 
Geschäftsanbahnungsphase und während der Geschäftsbeziehung werden 
durch uns und Sie personenbezogene Daten erzeugt. Bei Unternehmen 
betreffen diese Daten im Wesentlichen den bei Ihnen zuständigen 
Ansprechpartner sowie ggf. die Unternehmensleitung (Geschäftsführer, 
Vorstand). Die in der Regel erzeugten personenbezogenen Daten sind: 
Name, Anrede, Titel, Adresse, Telefonnummer, Telefaxnummer, E-Mail-Adresse, 
Kontodaten bzw. Kreditkarteninformationen, Ihr Unternehmen / Firma (mit 
USt-ID), Abteilung, Position, Geburtsdatum, Vertragsgegenstand, 
Bonitätsbeurteilungen, Anfragen und Korrespondenz zum Abschluss, zur 
Verwaltung, zur Durchführung und zur Abrechnung des Vertrages.  
 
3. Zweck und Rechtsgrundlage der Datenverarbeitung 
 
Ihre personenbezogenen Daten werden gemäß den anwendbaren 
datenschutzrechtlichen Bestimmungen, insbesondere der DSGVO und dem 
Bundesdatenschutzgesetz (BDSG), verarbeitet. Im Einzelnen erfolgt dies zu 
folgenden Zwecken und aufgrund folgender Rechtsgrundlagen: 
 

a) Aufgrund Ihrer Einwilligung gemäß Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. a 
DSGVO 
 
Haben Sie uns eine Einwilligung zu der Verarbeitung für bestimmte 
Zwecke erteilt, so verarbeiten wir Ihre Daten auf Rechtsgrundlage 
der Einwilligung. Umfang und Zweck der Datenverarbeitung ist in 
der entsprechenden, Ihnen gesondert mitgeteilten 
Einwilligungserklärung beschrieben. 

 
b) Zur Erfüllung von vertraglichen Pflichten gemäß Art. 6 Abs. 1 Satz 

1 lit. b DSGVO 
 
Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten erfolgt aus 
Gründen der Abwicklung von Verträgen, namentlich zur 
Durchführung Ihres Vertrages. Weitere Informationen zu den 
Zwecken und dem Umfang der vertraglichen Leistungen, für die 
die Daten verarbeitet werden, können Sie dem jeweiligen mit 
Ihnen geschlossenen Vertrag und den darin einbezogenen AGB 
entnehmen. 

 
c) Zur Erfüllung gesetzlicher Vorgaben gemäß dem Art. 6 Abs. 1 Satz 

1 lit. c DSGVO 
 
Als Unternehmen unterliegen wir diversen gesetzlichen 
Anforderungen zur Erfüllung steuerrechtlichen Kontroll- und 
Meldepflichten. Zur Sicherstellung dieser Anforderungen werden 
personenbezogene Daten im Rahmen der Geschäftsanbahnung 
und Abwicklung entsprechend den gesetzlichen Vorgaben 
verarbeitet. 

 

d) Im Rahmen der Interessenabwägung gemäß Art. 6 Abs. 1 Satz 1 
lit. f DSGVO 
 
Wir verarbeiten Ihre Daten über die eigentliche Erfüllung des 
Vertrages hinaus zur Wahrung berechtigter Interessen von uns 
oder Dritten: 
- Werbung per E-Mail zu ähnlichen Produkten oder per Post, 
sofern Sie dem nicht widersprochen haben, um Sie auf unsere 
aktuellen Angebote hinweisen zu können (unser berechtigtes 
Interesse) 

 
4. Wer erhält meine Daten? 
 
Auf Ihre personenbezogenen Daten erhalten die Stellen Zugriff, die sie zur 
Erfüllung der vertraglichen und gesetzlichen Pflichten benötigen. Zu 
Abrechnungszwecken geben wir die erforderlichen Zahlungsdaten an unsere 
Hausbank weiter. Sofern in dem Datenverarbeitungsprozess auch Dienstleister 
und Erfüllungsgehilfen eingebunden sind, ist dies nur möglich, wenn die dafür 
vorgeschriebenen rechtlichen Verpflichtungen, sowie den Vorgaben von uns 
zum Umgang mit personenbezogenen Daten, verpflichtend gefolgt wird. Bei 
der Verarbeitung der Informationen können Hilfssysteme (IT-Umgebung, CRM-
/ERP-Systeme, Finanzbuchhaltung) eingesetzt werden, auf die Dienstleister im 
Rahmen der Wartung Zugriff nehmen. In diesen Fällen vereinbaren wir die 
notwendigen Verträge zur Auftragsverarbeitung. 
 
5. Findet eine Übermittlung meiner personenbezogenen Daten in ein 
„Drittland“ statt? 
 
Eine Übermittlung Ihrer personenbezogenen Daten in Länder außerhalb der EU 
bzw. des EWR findet grundsätzlich nur statt, wenn Sie uns hierfür eine 
Einwilligung erteilt haben oder dies für die Durchführung eines Vertrages 
notwendige Bedingung ist. 
 
6. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 
 
Ihre personenbezogenen Daten werden solange verarbeitet und gespeichert, 
wie es zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen Verpflichtungen 
notwendig ist. Nach Erfüllung der vertraglichen und gesetzlichen Pflichten, 
werden die personenbezogenen Daten regelmäßig gelöscht. Ausnahmen 
hiervon sind: 
- Die Erfüllung handels- und steuerrechtlicher Aufbewahrungsfristen. 

Die Fristen hierfür betragen zwischen zwei bis zehn Jahren. 
- Die Erhaltung von Beweismitteln im Rahmen der jeweils 

anwendbaren Verjährungsvorschriften. Gemäß den §§ 195 ff. des 
Bürgerlichen Gesetzbuches können diese Verjährungsfristen bis zu 
dreißig Jahren betragen. Die regelmäßige Verjährungsfrist beträgt 
hier drei Jahre bis zum Jahresende. 

 
7. Welche Datenschutzrechte kann ich wahrnehmen? 
 
Sie haben als „betroffene Person“ gegenüber uns folgende Rechte hinsichtlich 
der Sie betreffenden personenbezogenen Daten (Art. 15 ff. DSGVO): 
Die betroffene Person hat das Recht, von uns eine Bestätigung darüber zu 
verlangen, ob sie betreffende personenbezogene Daten verarbeitet werden; ist 
dies der Fall, so hat sie ein Recht auf Auskunft über diese personenbezogenen 
Daten und auf die in Art. 15 DSGVO im einzelnen aufgeführten Informationen.  
 
Die betroffene Person hat das Recht, von uns unverzüglich die Berichtigung sie 
betreffender unrichtiger personenbezogener Daten und ggf. die 
Vervollständigung unvollständiger personenbezogener Daten zu verlangen (Art. 
16 DSGVO).  
 
Die betroffene Person hat das Recht, von uns zu verlangen, dass sie betreffende 
personenbezogene Daten unverzüglich gelöscht werden, sofern einer der in Art. 
17 DSGVO im einzelnen aufgeführten Gründe zutrifft, z.B. wenn die Daten für 
die verfolgten Zwecke nicht mehr benötigt werden (Recht auf Löschung).  
 
Die betroffene Person hat das Recht, von uns die Einschränkung der 
Verarbeitung zu verlangen, wenn eine der in Art. 18 DSGVO aufgeführten 
Voraussetzungen gegeben ist, z.B. wenn die betroffene Person Widerspruch 
gegen die Verarbeitung eingelegt hat, für die Dauer der Prüfung durch den 
Verantwortlichen.  
 
Die betroffene Person hat das Recht, aus Gründen, die sich aus ihrer 
besonderen Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung sie betreffender 
personenbezogener Daten Widerspruch einzulegen. Wir verarbeiten die 
personenbezogenen Daten dann nicht mehr, es sei denn, wir können 
zwingende schutzwürdige Gründe für die Verarbeitung nachweisen, die die 
Interessen, Rechte und Freiheiten der betroffenen Person überwiegen, oder die 



Allgemeine Geschäftsbedingungen der intellior AG 
– nachfolgend „GESELLSCHAFT“ genannt – 

Zettachring 12, 70567 Stuttgart, Telefon (49) 0711/6868930, Fax (49) 0711/686893299, www.intellior.ag 

Dienstleistungen 

 Stand: 01.08.2018 Seite 3 von 3 

Verarbeitung dient der Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von 
Rechtsansprüchen (Art. 21 DSGVO). Der Widerruf wirkt erst in der Zukunft. 
Verarbeitungen von personenbezogenen Daten vor Ausspruch des Widerrufs 
sind hiervon nicht betroffen. 
 
Jede betroffene Person hat unbeschadet eines anderweitigen 
verwaltungsrechtlichen oder gerichtlichen Rechtsbehelfs das Recht auf 
Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde, wenn die betroffene Person der Ansicht 
ist, dass die Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen Daten 
gegen die DSGVO verstößt (Art. 77 DSGVO). Die betroffene Person kann 
dieses Recht bei einer Aufsichtsbehörde in dem Mitgliedstaat ihres 
Aufenthaltsorts, ihres Arbeitsplatzes oder des Orts des mutmaßlichen Verstoßes 
geltend machen. 
 
Eine von einer betroffenen Person erteilte Einwilligung zur Verarbeitung von 
personenbezogenen Daten kann jederzeit gegenüber uns widerrufen werden. 
Dies gilt auch für Einwilligungen, die vor dem 25. Mai 2018 (Geltung der 
DSGVO) erteilt worden sind. Der Widerruf wirkt erst in der Zukunft. 
Verarbeitungen von personenbezogenen Daten vor Ausspruch des Widerrufs 
sind hiervon nicht betroffen. 
 
8. Pflicht zur Bereitstellung von Daten 
 
Wir klären Sie darüber auf, dass die Bereitstellung personenbezogener Daten 
zum Teil gesetzlich vorgeschrieben ist (z. B. Steuervorschriften) oder sich auch 
aus vertraglichen Regelungen (z. B. Angaben zum Vertragspartner) ergeben 
kann. Mitunter kann es zu einem Vertragsschluss erforderlich sein, dass eine 
betroffene Person uns personenbezogene Daten zur Verfügung stellt, die in der 
Folge durch uns verarbeitet werden müssen. Die betroffene Person ist 
beispielsweise verpflichtet uns personenbezogene Daten bereitzustellen, wenn 
unser Unternehmen mit ihr einen Vertrag abschließt. Eine Nichtbereitstellung 
der personenbezogenen Daten hätte zur Folge, dass der Vertrag mit dem 
Betroffenen nicht geschlossen werden könnte. Vor einer Bereitstellung 
personenbezogener Daten durch den Betroffenen muss sich der Betroffene an 
einen unserer Mitarbeiter wenden. Unser Mitarbeiter klärt den Betroffenen 
einzelfallbezogen darüber auf, ob die Bereitstellung der personenbezogenen 
Daten gesetzlich oder vertraglich vorgeschrieben oder für den Vertragsabschluss 
erforderlich ist, ob eine Verpflichtung besteht, die personenbezogenen Daten 
bereitzustellen, und welche Folgen die Nichtbereitstellung der 
personenbezogenen Daten hätte. 


